
Zwei Drittel der Deutschen 
“googeln” nach ihrem Arzt-

besuch Informationen zu den 
Befunden. Die Zahl der Anbieter 
von Gesundheitsinformationen 
im Netz ist groß, die Qualität 
aber höchst unterschiedlich. 
Fehlinformationen und falsche, 
selbstgestellte Diagnosen sind 
dabei häufig die Folge. Hinzu 
kommt ein wachsender Markt 
mit kommerziell genutzten Ge-
sundheitsdaten, bei dem die 
Nutzer oft nicht erkennen, was 
mit ihren Daten geschieht. 
Die Notwendigkeit für ein un-

abhängiges Gesundheitsportal 
ist daher groß. Ende 2019 er-
folgte der Startschuss für die 
Konzeption und die Umsetzung 
eines derartigen Portals in einer 
ersten Ausbaustufe. 
Was ist das Besondere an ge-

sund.bund.de und was sind die 
Vorteile für die Bürgerinnen und 
Bürger? Gerade die Corona-Pan-
demie zeigt, wie wichtig seriöse 
Gesundheitsinformationen sind. 
Daher wollen wir eine  zentrale 
Plattform schaffen, die verständ-
liche, zuverlässige und vor allem 
unabhängige und werbefreie Ge-
sundheitsinformationen enthält. 
Es gibt mehr und mehr Portale 
und Foren, die eine Orientierung 
auf der Suche nach Antworten 
sehr schwierig machen. Und ge-

rade beim Thema Gesundheit, 
bei dem die meisten Menschen 
auf einen Rat angewiesen sind, 
ist es uns wichtig, die Bürgerin-
nen und Bürger zu unterstützen. 
Wir möchten ihnen dabei helfen, 
ihre Gesundheitskompetenz zu 
fördern, ihre Selbstbestimmung 
als Patientin und Patient zu stär-
ken und sie bei  unterstützen, 
dass sie aktiv an der eigenen 
Behandlung und damit auch am 
Behandlungserfolg  mitwirken 
können.
Wird über das Portal auch die 

elektronische Patientenakte (ePA) 
verfügbar sein? Ja, es ist geplant, 

das Portal und 
die elektronische 
Patientenaktezu 
verknüpfen. Wann 
das sein wird, ist 
allerdings noch 
nicht ganz ab-
sehbar.
Wie stellen wir 

die Unabhängig-
keit der Informa-
tionen sicher? Das 

Gesundheitsportal gesund.bund.
de ist auf Initiative des Bundes-
ministeriums für Gesundheit 
entstanden, das auch als He-
rausgeber fungiert. Das Portal 
verfolgt keinerlei kommerzielle 
oder politische Interessen. Die 
Redaktion von gesund.bund.de 
ist nicht Bestandteil des Bun-
desministeriums für Gesundheit. 
Sie besteht aus Redakteurinnen 
und Redakteuren mit medizini-
schen, gesundheits- und wis-
senschaftlichem Hintergrund 
und aus Redakteuren mit Er-
fahrung bei der Erstellung von 
anschaulich gestalteten Medien 

und gut verständlichen Inhalten. 
Die Zusammenarbeit mit ver-
schiedenen wissenschaftlichen 
Einrichtungen und die Prüfung 
durch Expertinnen und Experten 
sind ein wichtiger Bestandteil der 
redaktionellen Arbeit und Quali-
tätssicherung. Die Redaktion von 
gesund.bund.de ist verpflichtet, 
wissenschaftlich fundierte, neu-
trale und allgemein verständli-
che Gesundheitsinformationen 
für Bürgerinnen und Bürger 
anzubieten. Um diesem hohen 
Qualitätsanspruch umfassend 
gerecht zu werden, arbeitet die 
Redaktion eng mit ausgewählten 
wissenschaftlichen Einrichtun-
gen und Partnern zusammen.
Wie erfolgt die Contenterstel-

lung und welche Partner sind 
involviert? Wir werden mit einer 
kleinen Anzahl an wissenschaft-
lichen Partnern starten. Dazu 
zählen das Robert Koch-Institut 
(RKI), das Deutsche Krebsfor-
schungszentrum (DKFZ) sowie 
das Institut für Qualität und 
Wirtschaftlichkeit im Gesund-

heitswesen (IQWiG). Nach und 
nach werden wir den Kreis der 
Partner erweitern.
Wie hat die Pandemie das Pro-

jekt beeinflusst? Die Pandemie 
hat uns in der Notwendigkeit 
des Portals bestätigt, da es wohl 
kaum mehr Fragen und Verunsi-
cherung sowie Falschinformatio-
nen im Netz gab wie seit Beginn 
der Pandemie. Zudem sprechen 
wir  hier ja von einem digitalen 
Projekt, sodass wir bis auf das 
Umplanen einiger Abstimmun-
gen von Konferenzräumen in 
Videokonferenzen nur inhaltlich 
um das Thema Covid-19 anpas-
sen mussten. Zudem ist noch ein 
multimediales Themen-Special 
hinzugekommen, das sehr an-
schaulich und interaktiv die 
wichtigsten Fragen beantwortet. 
Durch ein interaktives Tool wer-
den die für Laien sehr abstrakten 
und teils schwer verständlichen 
Vorgänge des Infektionshergangs 
visuell veranschaulicht und ein-
fach verständlich erklärt. Inhalte 
solcher Art werden in Zukunft 

vermehrt auf der Plattform zu 
finden sein, denn sie sind attrak-
tiv, unterhaltsam und bürgernah 
aufbereitet. Den Grundsatz der 
Wissenschaftlichkeit haben wir 
selbstverständlich auch weiter-
hin im Blick.
Was ist die größte Herausforde-

rung für die Realisierung eines 
solchen Portals? Die Komplexi-
tät und die Möglichkeiten der 
Digitalisierung und Individua-
lisierung sind enorm groß. Dar-
aus ergeben sich nicht nur eine 
Vielzahl an Möglichkeiten son-
dern auch die Herausforderung, 
gleich zu Beginn alles abdecken 
zu wollen und damit den Start 
des Projektes weiter in die Zu-
kunft verschieben zu müssen. 
Daher haben wir entschieden, 
den Auf- und Ausbau des Portals 
stufenweise zu planen. Auf diese 
Entscheidung folgte die Defini-
tion von Mindestanforderungen 
und Partnern, die Teil einer ers-
ten Ausbaustufe sein müssen, 
ohne Abstriche bei Mehrwert und 
Qualität bei der Nutzung machen 
zu müssen. In den folgenden 
Monaten und Jahren werden wir 
das Portal um weitere Informa-
tionsangebote und Funktionen 
ergänzen. Im Mittelpunkt stehen 
hierbei immer die individuellen 
Bedürfnisse und Fragen der Bür-
gerinnen und Bürger. 

Die Antwort Deutschlands 
war die Corona-Warn-App, 

herausgegeben vom Robert Koch-
Institut. Kernstück ist die Soft-
ware am Smartphone, die aus 
der App und dem von Google 
und Apple entwickelten Expo-
sure Notification Framework be-
steht. Dieses Framework setzt 
auf komplexe kryptografische 
Vorgänge, um den Datenschutz 
zu gewährleisten. Dabei wird ein 
zufälliger “Tagesschlüssel” gene-
riert und über ein Hashverfahren 
zur Generierung des sogenannten 
Rolling Proximity Identifier Key 
(RPIK) verwendet. Jedes Mal, 
wenn das lokale Bluetooth-Sys-
tem ein neues Intervall setzt, 
wird aus RPIK, dem Intervall und 
weiteren Feldern ein Rolling Pro-
ximity Identifier (RPI) erzeugt, 
der dann via Bluetooth ausge-
strahlt wird. Damit erhält man 
zwei den Datenschutz sichernde 
Ergebnisse: (i) Vom RPIK kann 
nicht auf den Tagesschlüssel 
rückgeschlossen werden; (ii) je-
de Begegnung zweier App-Nutzer 
ist neu, d. h. auch auf ein häufig 
aufeinandertreffendes Ehepaar 
kann nicht rückgeschlossen wer-
den, weil es stets neue RPI hat. 
Kommen sich zwei App-Nutzer 
nahe, werden die RPI und Me-
tadaten ausgetauscht. Alle diese 
Funktionen werden nicht von 
der App des RKI, sondern vom 
Framework Googles bzw. Apples 
bereitgestellt. 
Im Falle einer Infektion kann der 

Besitzer des Smartphones freiwil-
lig seine Tagesschlüssel für den 
fraglichen Zeitraum freigeben. 

Die Tagesschlüssel der Infizierten 
werden jeden Tag im Hintergrund 
von der App nachgeladen und die 
RPIs aus den Tagesschlüsseln 
wie oben geschildert abgeleitet 
und mit den lokal gespeicher-
ten Kontaktdaten abgeglichen. 
Damit wird klar, mit wie vielen 
Infizierten der Nutzer Kontakt 
hatte. Hier kam es zu einem er-
heblichen technischen Problem 
durch die Energiesparfunktion 
mancher Smartphones. Dieses 
Problem betraf das Nachladen 
der Tagesschlüssel der Infizierten 
durch die App im Hintergrund, 
das durch die Battery-low-Funk-
tion vor allem bei Samsung- und 
Huawei-Smartphones verhindert 
wurde. Damit erhielten die App-
Nutzer mit solchen Geräten keine 
Daten über Kontakte mit Infizier-
ten und wurden nicht gewarnt. 
Diese Battery-low-Funktion ist 
dokumentiert, daher verwundert 
dieser Fehler, zumal einer der 
Entwicklungspartner die Deut-
sche Telekom AG ist, von der 
man annehmen sollte, dass ihr 
die Funktionsweise von Smart-
phones bekannt ist. 
Das eigentliche Problem der 

Corona-Warn-App der Bundes-
regierung ist allerdings viel fun-

damentaler. Die Wirksamkeit der 
App hängt davon ab, dass (bei 
Betrachtung von Zwei-Personen-
Treffen) beide Kontaktpartner 
die App verwenden. Bei ca. 16,5 
Millionen Downloads im Juli 
2020 sind dies ca. 20 Prozent 
der Bevölkerung, damit beträgt 
die Wahrscheinlichkeit, dass bei 
einem Kontakt zweier Personen 
beide die App verwenden, gerade 
einmal vier Prozent (=0,2 mal 
0,2). Und dabei wird unterstellt, 
dass alle einmal downgeloade-
ten Apps ständig verwendet wer-
den und korrekt funktionieren. 

Hier werden Kontakte mit Men-
schen aus Nachbarländern wie 
in Grenzregionen, Urlaubern, 
Flughafenbegegnungen etc. nicht 
berücksichtigt. Damit kann diese 
Corona-Warn-App als statistisch 
irrelevant bezeichnet werden. 
Um auch nur eine fünfzigpro-
zentige Abdeckung aller (Zweier-)
Kontakte zu erreichen, müssten 
über 70 Prozent der Bevölkerung 
diese App verwenden. Ein Wert, 
der anhand der Downloadent-
wicklung als völlig unrealistisch 
angesehen werden muss. Dies 
trifft übrigens auch auf die Apps 

zahlreicher anderer Länder, wie 
etwa Österreich, zu. Eine freiwil-
lig zu installierende App ist daher 
ganz grundsätzlich kein geeig-
neter Weg zum Contact Tracing 
und fällt eher in die Kategorie 
“Symbolpolitik”. 
Welche anderen Möglichkei-

ten gäbe es? Die effektivste und 
effizienteste Lösung wäre das 
Speichern der Mobiltelefon-Bewe-
gungsdaten im Seuchenfall. Hier 
könnte es eine gesetzliche Grund-
lage inklusive Verordnungser-
mächtigung für eine rasche Um-
setzung im Seuchenfall geben. 
Wird ein Mobiltelefon-Nutzer – ein 
Smartphone ist nicht erforderlich 
– als Covid-19-positiv eingestuft, 
so können aus den Standort-
daten alle Kontakte herausge-
filtert werden. Bei Verwendung 
von In-Memory-Datenbanken ist 
dies auch in nahezu Echtzeit 
ermittelbar. Vor allem bei weite-
rer Verbreitung von 5G können 
Standorte im städtischen Bereich 
auf einen Meter genau ermittelt 
werden, was eine exzellente Basis 
für die Kontaktverfolgung gibt. 
Problem dieser Variante sind 
die vorhersehbaren Bedenken 
in Bezug auf den Datenschutz, 
die aber durch den Gesetzgeber 

– und eine strikte Reduktion auf 
den Seuchenfall – gelöst werden 
können. 
Einen weiteren Weg hierbei 

könnte das isländische System 
“Rakning C-19” weisen. In ei-
ner freiwillig installierten App 
werden die Positionsdaten lokal 
gespeichert, sei es auf Basis von 
GPS oder Funkzellenortung. Im 
Falle einer Infektion kann der 
Betreffende diese Daten sowie 
Kontakte und Gesprächsdaten 
an das “Contact Tracing Team” 
weitergeben. Südkorea setzt ei-
ne Tracing App, Kameras mit 
Gesichtserkennung, Handyor-
tungsdaten und Kreditkarten-
transaktionen ein, um Kontakte 
nachzuverfolgen.  
Zusammenfassend: Die Corona-

Warn-App der Bundesregierung 
ist ein untaugliches Mittel zur 
Bekämpfung der Pandemie, da 
sie sogar unter optimistischs-
ten Annahmen und fehlerfreier 
Programmierung, d. h. wenn sie 
so funktioniert wie beabsichtigt, 
nur einen Bruchteil der für eine 
Ansteckung relevanten Kontak-
te erkennen kann. Dass hierbei 
keine deutsche oder wenigstens 
europäische Technologie entwi-
ckelt wurde, sondern man außer-
europäische Technologie nicht 
fehlerfrei anzuwenden konnte, 
lässt für die digitale Zukunft 
nichts Gutes erwarten. 

*Prof. Dr. Robert Müller-Török, 
Hochschule für Verwaltung und 
Finanzen Ludwigsburg, Prof. Dr. 
Alexander Prosser, Wirtschafts-
universität Wien

Wie steht es mit dem digitalen 
Bürgerservice für Kinder, 

Jugend und Familie, wie mit der 
Serviceportallösung für Ein- und 
Auswanderung, mit dem Digi-
talen Melde- und Standesamt, 
dem digitalen Aktenplan, der KI-
gestützten Mobilität von morgen 
in Wuppertal? Anspruchsvolle 
Lösungen, die in gemeinsamer 
Arbeit im Bergischen “Städtedrei-
eck” von Wuppertal, Remscheid 
und Solingen entstehen sollen. 
Der Wuppertaler CDO Jörg Wei-
demann wird dazu vortragen.
Wie geht es voran mit der Smart-

phone-Bürger-ID, mit dem Open 
Innovation Lab, dem Digital Twin 
der Smart-Region Gelsenkirchen? 
Bewohnerparkplätze oder den 
Personalausweis vom Smartpho-
ne aus beantragen – Vorausset-
zungen dafür soll schließlich die 
“Smartphone-Bürger-ID” mit ei-
ner sicheren Authentifizierung 

für kommunale Web-Dienste per 
App, möglich machen. Mit Span-
nung wird der Vortrag des Gel-
senkirchener CDOs Manfred vom 
Sondern zu diesem anspruchs-
vollen Projekt erwartet.
Und in Paderborn: Was sind 

die nachnutzbaren Features der 
digitalen Bürgerbüros? Wie weit 
ist die intelligente Verkehrsfluss-
steuerung, die Stabilisierung der 
Energienetze, die regionale Ge-
sundheitsplattform und Weite-
res? Bürgermeister Michael Dreier 
wird nach seinem ersten Vortrag 
auf “e-nrw 2018” über die in zwei 

Jahren erreichten Fortschritte 
berichten.
Ebenso der Ibbenbürener Bür-

germeister Dr. Marc Schrameyer, 
der über die in seiner (Bundes-) 
Modellstadt erzielten Ergebnis-
se berichten wird. Auch er ist 
nach 2018 zum zweiten Mal auf 
“e-nrw”, sicher spannend zu hö-
ren und zu verstehen, was in 
zwei Jahren in seiner Stadt mit 
Übertragungspotenzial für an-
dere entwickelt werden konnte.
Klappen die digitalen (übertrag-

baren) Services z. B. bei Umzü-
gen, bei der Hundeanmeldung? 

Gibt es schon Nachnutzer? Wie 
weit sind die KI-gestützte Stra-
ßenzustandserfassung, die intel-
ligenten Lösungen des ÖPNV, der 
Chatbot und das 3-D- Stadtmoell 
in Soest? Wie das alles mit dem 
Projektpartner, der Südwestfalen 
IT (SIT) gelingen kann und soll, 
werden Joerg Radandt, Projekt-
leiter in der Stadt Soest, und 
Kerstin Pliquett, die Projektleiterin 
und Geschäftsführerin der SIT, 
berichten.
E-Akte, DMS und Workflow in 

der Verwaltung 4.0 umfassen 
die zentralen “inneren” Themen, 

Geschäftsprozessoptimierung, 
DMS, Verfahrensanbindung und 
Mitarbeitersichten in der Landes-
verwaltung und im kommunalen 
Sektor, auch als zentrale Aufgabe 
der kommunalen IT Dienstleister. 
Dazu werden u. a. Dr. Markus 
Brakmann, Ministerium für Wirt-
schaft, Innovation, Digitalisie-
rung und Energie des Landes 
Nordrhein-Westfalen, und Dr. 
Bodo Karnbach, Vorsitzender der 
Geschäftsführung der ITK Rhein-
land, Neuss, auf dem Kongress 
vortragen.
Auf “e-nrw” am 05.11.2020 in 

Neuss werden diese (und weitere) 
Themen im Mittelpunkt stehen 
und hoffentlich viele weiterge-
hende Impulse und Anstöße er-
möglichen.

*Wilfried Kruse, Geschäftsfüh-
render Gesellschafter IVM², ist 
fachlicher Leiter und Moderator 
des Verwaltungskongresses “e-
nrw”, den der Behörden Spiegel 
am 5. November in Neuss ver-
anstaltet. Weitere Informationen 
und Anmeldung unter: www.e-
nrw.info 
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It’s the statistics, stupid!
Corona-Warn-App der Bundesregierung ist der falsche Ansatz

(BS/Prof. Dr. Robert Müller-Török/Prof. Dr. Alexander Prosser*) Eine Pandemie ist immer auch ein Informationsproblem: Ist mein Gegenüber in-
fiziert? Bin ich infiziert? Wen haben Infizierte getroffen? Es ist heute naheliegend, diese Informationsprobleme mit IT zu lösen. Das ist auch einer 
der zentralen Unterschiede zur Pandemiesituation “Spanische Grippe” vor hundert Jahren. 

Erfolge in Modellkommunen
Fortschritte in den Prozessen für die digitale Zukunft

(BS/Wilfried Kruse*) Seit gut zwei Jahren arbeiten viele engagierte Menschen in den NRW-Modellstädten und -Regionen; höchste Zeit, darüber 
mehr zu hören und Neues zu erleben, vor allem für die Kommunen und ihre IT Dienstleister, die nicht direkt in die Landesförderung einbezogen 
sind. Was haben die vielen Landesmillionen bislang erbracht? Wie können neue Ergebnisse in die bestehende kommunale IT-Landschaft, in vor-
handene Strukturen und IT-Lösungen wirklich transferiert werden und positiven Eingang finden? Fragestellungen, die nicht zu unterschätzen sind.

Zukünftige IT-Strategien  
in Nordrhein-Westfalen

5. November 2020
Düsseldorf/Neuss

www.e-nrw.info

Launch von gesund.bund.de 
Neue Plattform für unabhängige Gesundheitsinformationen

(BS/Christian Klose) Anfang September ging das erste unabhängige nationale Gesundheitsportal gesund.bund.de online. Bürgerinnen und Bürger 
sollen auf diesem zentralen deutschen Internetportal Informationen rund um die Fragen zur Gesundheit finden. Ein Mammutprojekt. Ein Beitrag 
über den Nutzen, die Herausforderungen und die besondere Rolle eines solchen Portals in Zeiten von Covid-19.

Christian Klose ist Leiter 
der Unterabteilung “gema-
tik, Telematikinfrastruktur, 
E-Health” im Bundesminis-
terium für Gesundheit.
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Die statistische Wahrscheinlichkeit, dass bei einem Kontakt zweier Personen 
beide die Corona-Warn-App der Bundesregierung verwenden, liegt bei lediglich 
vier Prozent.                                                   Foto: BS/Soeren, stock.adobe.com
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